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Änderungsanträge Leitantrag Bundesparteitag 2011 (Programmentwurf) 
– Woher wir kommen, wer wir sind 
Beschluss aus der gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden der 
LINKEN Sachsen sowie dem Fraktionsvorstand der Fraktion DIE LINKE im Sächsischen Landtag (gemäß 
Landessatzung § 31 Absatz 2) und den Bundesparteitagsdelegierten der LINKEN Sachsen vom 27. 
August 2011 
 
 
Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden, Fraktionsvorstand der 
LINKEN Sachsen (Landessatzung § 31 Absatz 2) und den Bundesparteitagsdelegierten der LINKEN 
Sachsen reicht diesen Antrag als Änderungsantrag an den Bundesparteitag ein: 
 
 

Der Bundesparteitag vom 21. – 23. Oktober 2011 in Erfurt möge die folgenden Änderungen 
zum Leitantrag zum Programm DIE LINKE beschließen: 
 

 Den Abschnitt alt in Zeile 305 bis 311: 
„Der Zusammenschluss von SPD und KPD wurde mit dem gemeinsamen Widerstand gegen den 
Faschismus begründet. Doch erfolgte er unter Druck. Viele Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten, die ihm Widerstand entgegensetzten, wurden verfolgt. Die große Mehrheit 
der Kommunistinnen und Kommunisten und zahlreiche Mitglieder und Funktionäre der SPD 
unterstützten jedoch die Vereinigung. Sie sollte eine Lehre aus Jahrzehnten der Spaltung der 
deutschen Arbeiterbewegung sein.“ 

 
ersetzen durch die folgende Formulierung: 
„Der Zusammenschluss von KPD und SPD war eine Lehre aus der jahrzehntelangen 
Spaltung der Arbeiterbewegung und wurde auch mit dem gemeinsamen Widerstand 
von Mitgliedern der SPD und KPD gegen Faschismus begründet. Die große Mehrheit 
der Mitglieder von KPD und SPD waren für diesen notwendigen Zusammenschluss. Der 
Zusammenschluss war aber auch mit Druck verbunden. Vor allem 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, welche ihm Widerstand entgegensetzten, 
wurden verfolgt.“ 

 
Begründung: 
Die neue Formulierung stellt die geschichtliche Bedeutung des Zusammenschlusses in den 
Vordergrund und berücksichtigt ebenfalls, dass es Druck und Verfolgung gab. Der bisherige Text 
erweckt den Eindruck, dass der Druck im Vordergrund stand. 
 
 
F.d.R.      

Dresden, 7. September 2011 
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